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nicht möglich, die für bestimmte Bestandteile des Vergütungspakets eines
Mitarbeiters erhaltenen Leistungen direkt zu bewerten. Oftmals kann auch
der beizulegende Zeitwert des gesamten Vergütungspakets nicht unabhängig
bestimmt werden, ohne direkt den beizulegenden Zeitwert der gewährten
Eigenkapitalinstrumente zu ermitteln. Darüber hinaus werden Aktien oder
Aktienoptionen manchmal im Rahmen einer Erfolgsbeteiligung und nicht
als Teil der Grundvergütung gewährt, beispielsweise um die Mitarbeiter zum
Verbleib im Unternehmen zu motivieren oder ihren Einsatz bei der Verbes-
serung des Unternehmensergebnisses zu honorieren. Mit der Gewährung
von Aktien oder Aktienoptionen zusätzlich zu anderen Vergütungsformen
bezahlt das Unternehmen ein zusätzliches Entgelt für den Erhalt zusätzlicher
Leistungen. Der beizulegende Zeitwert dieser zusätzlichen Leistungen ist
wahrscheinlich schwer zu schätzen. Aufgrund der Schwierigkeit, den bei-
zulegenden Zeitwert der erhaltenen Leistungen direkt zu ermitteln, ist der
beizulegende Zeitwert der erhaltenen Arbeitsleistungen unter Bezugnahme
auf den beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente zu
bestimmen.

13 Zur Anwendung der Bestimmungen von Paragraph 10 auf Transaktionen
mit anderen Parteien als Mitarbeitern gilt die widerlegbare Vermutung, dass
der beizulegende Zeitwert der erhaltenen Güter oder Dienstleistungen verläss-
lich geschätzt werden kann. Der beizulegende Zeitwert ist an dem Tag zu
ermitteln, an dem das Unternehmen die Güter erhält oder die Vertragspartei
ihre Leistung erbringt. Sollte das Unternehmen diese Vermutung in seltenen
Fällen widerlegen, weil es den beizulegenden Zeitwert der erhaltenen Güter
oder Dienstleistungen nicht verlässlich schätzen kann, sind die erhaltenen
Güter oder Dienstleistungen und die entsprechende Erhöhung des Eigen-
kapitals indirekt unter Bezugnahme auf den beizulegenden Zeitwert der
gewährten Eigenkapitalinstrumente an dem Tag, an dem die Güter erhalten
oder Leistungen erbracht wurden, zu bewerten.

13A1) Sollte insbesondere die identifizierbare Gegenleistung (falls vorhan-
den), die das Unternehmen erhält, geringer erscheinen als der beizulegende
Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente oder der eingegangenen
Verpflichtungen, so ist dies in der Regel ein Hinweis darauf, dass das
Unternehmen eine weitere Gegenleistung (d.h. nicht identifizierbare Güter
oder Leistungen) erhalten hat (oder noch erhalten wird). Die identifizier-
baren Güter oder Dienstleistungen, die das Unternehmen erhalten hat, sind
gemäß diesem IFRS zu bewerten. Die nicht identifizierbaren Güter oder
Leistungen, die das Unternehmen erhalten hat (oder noch erhalten wird),
sind mit der Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der anteils-
basierten Vergütung und dem beizulegenden Zeitwert aller erhaltenen (oder
noch zu erhaltenden) identifizierbaren Güter oder Leistungen anzusetzen.
Die nicht identifizierbaren Güter oder Leistungen, die das Unternehmen
erhalten hat, sind zu dem Wert am Tag der Gewährung anzusetzen. Bei
Transaktionen mit Barausgleich ist die Verbindlichkeit jedoch so lange zum
Ende jedes Berichtszeitraums neu zu bewerten, bis sie nach den Paragraphen
30–33 beglichen ist.

the services received for particular components of the employee’s remunerati-
on package. It might also not be possible to measure the fair value of the total
remuneration package independently, without measuring directly the fair
value of the equity instruments granted. Furthermore, shares or share options
are sometimes granted as part of a bonus arrangement, rather than as a part of
basic remuneration, e.g. as an incentive to the employees to remain in the
entity’s employ or to reward them for their efforts in improving the entity’s
performance. By granting shares or share options, in addition to other remu-
neration, the entity is paying additional remuneration to obtain additional
benefits. Estimating the fair value of those additional benefits is likely to be
difficult. Because of the difficulty of measuring directly the fair value of the
services received, the entity shall measure the fair value of the employee
services received by reference to the fair value of the equity instruments
granted.

13 To apply the requirements of paragraph 10 to transactions with parties
other than employees, there shall be a rebuttable presumption that the fair
value of the goods or services received can be estimated reliably. That fair
value shall be measured at the date the entity obtains the goods or the
counterparty renders service. In rare cases, if the entity rebuts this presumption
because it cannot estimate reliably the fair value of the goods or services
received, the entity shall measure the goods or services received, and the
corresponding increase in equity, indirectly, by reference to the fair value of
the equity instruments granted, measured at the date the entity obtains the
goods or the counterparty renders service.

13A1) In particular, if the identifiable consideration received (if any) by the
entity appears to be less than the fair value of the equity instruments granted
or liability incurred, typically this situation indicates that other consideration
(i.e. unidentifiable goods or services) has been (or will be) received by the
entity. The entity shall measure the identifiable goods or services received in
accordance with this IFRS. The entity shall measure the unidentifiable goods
or services received (or to be received) as the difference between the fair value
of the share-based payment and the fair value of any identifiable goods or
services received (or to be received). The entity shall measure the unidentifi-
able goods or services received at the grant date. However, for cash-settled
transactions, the liability shall be remeasured at the end of each reporting
period until it is settled in accordance with paragraphs 30–33.

1 IFRS 2 §§ 13, 13 A Anteilsbasierte Vergütung Share-based Payment §§ 13, 13 A IFRS 2 1
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Transaktionen, bei denen Dienstleistungen erhalten werden

14 Sind die gewährten Eigenkapitalinstrumente sofort ausübbar, ist die Ver-
tragspartei nicht an eine bestimmte Dienstzeit gebunden, bevor sie einen
uneingeschränkten Anspruch an diesen Eigenkapitalinstrumenten erwirbt.
Sofern kein gegenteiliger substanzieller Hinweis vorliegt, ist von der Annahme
auszugehen, dass die von der Vertragspartei als Entgelt für die Eigenkapital-
instrumente zu erbringenden Leistungen bereits erhalten wurden. In diesem
Fall sind die erhaltenen Leistungen am Tag der Gewährung in voller Höhe mit
einer entsprechenden Erhöhung des Eigenkapitals zu erfassen.

15 Ist die Ausübung der gewährten Eigenkapitalinstrumente von der Ableis-
tung einer bestimmten Dienstzeit abhängig, ist von der Annahme auszugehen,
dass die von der Vertragspartei als Entgelt für die Eigenkapitalinstrumente zu
erbringenden Leistungen künftig im Laufe des Erdienungszeitraums erhalten
werden. Diese Leistungen sind jeweils zum Zeitpunkt ihrer Erbringung wäh-
rend des Erdienungszeitraums mit einer einhergehenden Eigenkapitalerhö-
hung zu erfassen. Zum Beispiel:
(a) Wenn einem Arbeitnehmer Aktienoptionen unter der Bedingung eines

dreijährigen Verbleibs im Unternehmen gewährt werden, ist zu unterstel-
len, dass die vom Arbeitnehmer als Entgelt für die Aktienoptionen zu
erbringenden Leistungen künftig im Laufe dieses dreijährigen Erdienungs-
zeitraums erhalten werden.

(b) Wenn einem Arbeitnehmer Aktienoptionen mit der Auflage gewährt
werden, eine bestimmte Erfolgsbedingung zu erfüllen und so lange im
Unternehmen zu bleiben, bis diese Bedingung eingetreten ist, und die
Länge des Erdienungszeitraums je nach dem Zeitpunkt der Erfüllung der
Erfolgsbedingung variiert, ist zu unterstellen, dass die vom Arbeitnehmer
als Entgelt für die Aktienoptionen zu erbringenden Dienstleistungen
künftig im Laufe des erwarteten Erdienungszeitraums erhalten werden.
Die Dauer des erwarteten Erdienungszeitraums ist am Tag der Gewäh-
rung nach dem wahrscheinlichsten Eintreten der Erfolgsbedingung zu
schätzen. Handelt es sich bei der Erfolgsbedingung um eine Marktbedin-
gung, muss die geschätzte Dauer des erwarteten Erdienungszeitraums mit
den bei der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts der gewährten Op-
tionen verwendeten Annahmen übereinstimmen und darf später nicht
mehr geändert werden. Ist die Erfolgsbedingung keine Marktbedingung,
hat das Unternehmen die geschätzte Dauer des Erdienungszeitraums bei
Bedarf zu korrigieren, wenn spätere Informationen darauf hindeuten,
dass die Länge des Erdienungszeitraums von den bisherigen Schätzungen
abweicht.

Transaktionen, die unter Bezugnahme auf den beizulegenden
Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente bewertet werden

Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts der gewährten
Eigenkapitalinstrumente

16 Bei Transaktionen, die unter Bezugnahme auf den beizulegenden Zeit-
wert der gewährten Eigenkapitalinstrumente bewertet werden, ist der bei-
zulegende Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente am Bewertungs-

Transactions in which services are received

14 If the equity instruments granted vest immediately, the counterparty is not
required to complete a specified period of service before becoming uncondi-
tionally entitled to those equity instruments. In the absence of evidence to the
contrary, the entity shall presume that services rendered by the counterparty as
consideration for the equity instruments have been received. In this case, on
grant date the entity shall recognise the services received in full, with a
corresponding increase in equity.

15 If the equity instruments granted do not vest until the counterparty
completes a specified period of service, the entity shall presume that the
services to be rendered by the counterparty as consideration for those equity
instruments will be received in the future, during the vesting period. The entity
shall account for those services as they are rendered by the counterparty
during the vesting period, with a corresponding increase in equity. For
example:
(a) if an employee is granted share options conditional upon completing three

years’ service, then the entity shall presume that the services to be rendered
by the employee as consideration for the share options will be received in
the future, over that three-year vesting period.

(b) if an employee is granted share options conditional upon the achievement
of a performance condition and remaining in the entity’s employ until that
performance condition is satisfied, and the length of the vesting period
varies depending on when that performance condition is satisfied, the
entity shall presume that the services to be rendered by the employee as
consideration for the share options will be received in the future, over the
expected vesting period. The entity shall estimate the length of the
expected vesting period at grant date, based on the most likely outcome of
the performance condition. If the performance condition is a market
condition, the estimate of the length of the expected vesting period shall be
consistent with the assumptions used in estimating the fair value of the
options granted, and shall not be subsequently revised. If the performance
condition is not a market condition, the entity shall revise its estimate of
the length of the vesting period, if necessary, if subsequent information
indicates that the length of the vesting period differs from previous
estimates.

Transactions measured by reference to the fair value of the equity
instruments granted

Determining the fair value of equity instruments granted

16 For transactions measured by reference to the fair value of the equity
instruments granted, an entity shall measure the fair value of equity instru-
ments granted at the measurement date, based on market prices if available,

1 IFRS 2 §§ 14–16 Anteilsbasierte Vergütung Share-based Payment §§ 14–16 IFRS 2 1
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stichtag anhand der Marktpreise (sofern verfügbar) unter Berücksichtigung der
besonderen Konditionen, zu denen die Eigenkapitalinstrumente gewährt
wurden, (vorbehaltlich der Bestimmungen der Paragraphen 19–22) zu ermit-
teln.

17 Stehen keine Marktpreise zur Verfügung, ist der beizulegende Zeitwert
der gewährten Eigenkapitalinstrumente mit einer Bewertungstechnik zu be-
stimmen, bei der geschätzt wird, welchen Preis die betreffenden Eigenkapital-
instrumente am Bewertungsstichtag bei einer Transaktion zwischen sachver-
ständigen, vertragswilligen und voneinander unabhängigen Parteien unter
marktüblichen Bedingungen erzielt hätten. Die Bewertungstechnik muss den
allgemein anerkannten Bewertungsverfahren zur Ermittlung der Preise von
Finanzinstrumenten entsprechen und alle Faktoren und Annahmen berück-
sichtigen, die sachverständige, vertragswillige Marktteilnehmer bei der Preis-
festlegung in Erwägung ziehen würden (vorbehaltlich der Bestimmungen der
Paragraphen 19–22).

18 Anhang B enthält weitere Leitlinien für die Ermittlung des beizulegenden
Zeitwerts von Aktien und Aktienoptionen, wobei vor allem auf die üblichen
Vertragsbedingungen bei der Gewährung von Aktien oder Aktienoptionen an
Mitarbeiter eingegangen wird.

Behandlung der Ausübungsbedingungen

19 Die Gewährung von Eigenkapitalinstrumenten kann an die Erfüllung
bestimmter Ausübungsbedingungen gekoppelt sein. Beispielswiese ist die Zusage
von Aktien oder Aktienoptionen an einen Mitarbeiter in der Regel davon
abhängig, dass er eine bestimmte Zeit im Unternehmen verbleibt. Manchmal
sind auch Erfolgsbedingungen zu erfüllen, wie z.B. die Erzielung eines be-
stimmten Gewinnwachstums oder eine bestimmte Steigerung des Aktienkur-
ses des Unternehmens. Im Gegensatz zu den Marktbedingungen fließen die
Ausübungsbedingungen nicht in die Schätzung des beizulegenden Zeitwerts
der Aktien oder Aktienoptionen am Bewertungsstichtag ein. Statt dessen sind
die Ausübungsbedingungen durch Anpassung der Anzahl der in die Bestim-
mung des Transaktionsbetrags einbezogenen Eigenkapitalinstrumente zu be-
rücksichtigen, so dass der für die Güter oder Dienstleistungen, die als Entgelt
für die gewährten Eigenkapitalinstrumente erhalten werden, angesetzte Betrag
letztlich auf der Anzahl der schließlich ausübbaren Eigenkapitalinstrumente
beruht. Dementsprechend wird auf kumulierter Basis kein Betrag für erhaltene
Güter oder Dienstleistungen erfasst, wenn die gewährten Eigenkapitalinstru-
mente wegen der Nichterfüllung einer Ausübungsbedingung, beispielsweise
beim Ausscheiden eines Mitarbeiters vor der festgelegten Dienstzeit oder
Nichterreichen einer Leistungsvorgabe, vorbehaltlich der Bestimmungen von
Paragraph 21 nicht ausgeübt werden können.

20 Zur Anwendung der Bestimmungen von Paragraph 19 ist für die wäh-
rend des Erdienungszeitraums erhaltenen Güter oder Dienstleistungen ein
Betrag anzusetzen, der auf der bestmöglichen Schätzung der Anzahl der
erwarteten ausübbaren Eigenkapitalinstrumente basiert, wobei diese Schät-
zung bei Bedarf zu korrigieren ist, wenn spätere Informationen darauf
hindeuten, dass die Anzahl der erwarteten ausübbaren Eigenkapitalinstru-

taking into account the terms and conditions upon which those equity instru-
ments were granted (subject to the requirements of paragraphs 19–22).

17 If market prices are not available, the entity shall estimate the fair value of
the equity instruments granted using a valuation technique to estimate what
the price of those equity instruments would have been on the measurement
date in an arm’s length transaction between knowledgeable, willing parties.
The valuation technique shall be consistent with generally accepted valuation
methodologies for pricing financial instruments, and shall incorporate all
factors and assumptions that knowledgeable, willing market participants would
consider in setting the price (subject to the requirements of paragraphs 19–
22).

18 Appendix B contains further guidance on the measurement of the fair
value of shares and share options, focusing on the specific terms and conditions
that are common features of a grant of shares or share options to employees.

Treatment of vesting conditions

19 A grant of equity instruments might be conditional upon satisfying
specified vesting conditions. For example, a grant of shares or share options to an
employee is typically conditional on the employee remaining in the entity’s
employ for a specified period of time. There might be performance conditions
that must be satisfied, such as the entity achieving a specified growth in profit
or a specified increase in the entity’s share price. Vesting conditions, other than
market conditions, shall not be taken into account when estimating the fair
value of the shares or share options at the measurement date. Instead, vesting
conditions shall be taken into account by adjusting the number of equity
instruments included in the measurement of the transaction amount so that,
ultimately, the amount recognised for goods or services received as considera-
tion for the equity instruments granted shall be based on the number of equity
instruments that eventually vest. Hence, on a cumulative basis, no amount is
recognised for goods or services received if the equity instruments granted do
not vest because of failure to satisfy a vesting condition, e.g. the counterparty
fails to complete a specified service period, or a performance condition is not
satisfied, subject to the requirements of paragraph 21.

20 To apply the requirements of paragraph 19, the entity shall recognise an
amount for the goods or services received during the vesting period based on
the best available estimate of the number of equity instruments expected to
vest and shall revise that estimate, if necessary, if subsequent information
indicates that the number of equity instruments expected to vest differs from
previous estimates. On vesting date, the entity shall revise the estimate to equal

1 IFRS 2 §§ 17–20 Anteilsbasierte Vergütung Share-based Payment §§ 17–20 IFRS 2 1
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mente von den bisherigen Schätzungen abweicht. Am Tag der ersten Aus-
übungsmöglichkeit ist die Schätzung vorbehaltlich der Bestimmungen von
Paragraph 21 an die Anzahl der schließlich ausübbaren Eigenkapitalinstru-
mente anzugleichen.

21 Bei der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts gewährter Eigenkapital-
instrumente sind die Marktbedingungen zu berücksichtigen, wie beispiels-
weise ein Zielkurs, an den die Ausübung (oder Ausübbarkeit) geknüpft ist.
Daher hat das Unternehmen bei der Gewährung von Eigenkapitalinstrumen-
ten, die Marktbedingungen unterliegen, die von einer Vertragspartei erhalte-
nen Güter oder Dienstleistungen unabhängig vom Eintreten dieser Markt-
bedingungen zu erfassen, sofern die Vertragspartei alle anderen Ausübungs-
bedingungen erfüllt (etwa die Leistungen eines Mitarbeiters, der die
vertraglich festgelegte Zeit im Unternehmen verblieben ist).

Behandlung der Nicht-Ausübungsbedingungen1)

21A2) In gleicher Weise hat ein Unternehmen bei der Schätzung des bei-
zulegenden Zeitwerts gewährter Eigenkapitalinstrumente alle Nicht-Aus-
übungsbedingungen zu berücksichtigen. Daher hat das Unternehmen bei der
Gewährung von Eigenkapitalinstrumenten, die Nicht-Ausübungsbedingun-
gen unterliegen, die von einer Vertragspartei erhaltenen Güter oder Dienst-
leistungen unabhängig vom Eintreten dieser Nicht-Ausübungsbedingungen
zu erfassen, sofern die Vertragspartei alle Ausübungsbedingungen, die keine
Marktbedingungen sind, erfüllt (etwa die Leistungen eines Mitarbeiters, der
die vertraglich festgelegte Zeit im Unternehmen verblieben ist).

Behandlung von Reload-Eigenschaften

22 Bei Optionen mit Reload-Eigenschaften ist die Reload-Eigenschaft bei der
Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts der am Bewertungsstichtag gewähr-
ten Optionen nicht zu berücksichtigen. Stattdessen ist eine Reload-Option zu
dem Zeitpunkt als neu gewährte Option zu verbuchen, zu dem sie später
gewährt wird.

Nach dem Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit

23 Nachdem die erhaltenen Güter oder Dienstleistungen gemäß den Para-
graphen 10–22 mit einer entsprechenden Eigenkapitalerhöhung erfasst wur-
den, dürfen nach dem Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit keine weiteren
Änderungen am Gesamtwert des Eigenkapitals mehr vorgenommen werden.
Beispielsweise darf die Erfassung eines Betrags für von einem Mitarbeiter
erbrachte Leistungen nicht rückgängig gemacht werden, wenn die ausübbaren
Eigenkapitalinstrumente später verwirkt oder, im Falle von Aktienoptionen,
die Optionen nicht ausgeübt werden. Diese Vorschrift schließt jedoch nicht
die Möglichkeit einer Umbuchung innerhalb des Eigenkapitals, also eine
Umbuchung von einem Eigenkapitalposten in einen anderen, aus.

the number of equity instruments that ultimately vested, subject to the
requirements of paragraph 21.

21 Market conditions, such as a target share price upon which vesting (or
exercisability) is conditioned, shall be taken into account when estimating the
fair value of the equity instruments granted. Therefore, for grants of equity
instruments with market conditions, the entity shall recognise the goods or
services received from a counterparty who satisfies all other vesting conditions
(e.g. services received from an employee who remains in service for the
specified period of service), irrespective of whether that market condition is
satisfied.

Treatment of non-vesting conditions1)

21A2) Similarly, an entity shall take into account all non-vesting conditions
when estimating the fair value of the equity instruments granted. Therefore,
for grants of equity instruments with non-vesting conditions, the entity shall
recognise the goods or services received from a counterparty that satisfies all
vesting conditions that are not market conditions (e.g. services received from
an employee who remains in service for the specified period of service),
irrespective of whether those non-vesting conditions are satisfied.

Treatment of a reload feature

22 For options with a reload feature, the reload feature shall not be taken into
account when estimating the fair value of options granted at the measurement
date. Instead, a reload option shall be accounted for as a new option grant, if and
when a reload option is subsequently granted.

After vesting date

23 Having recognised the goods or services received in accordance with
paragraphs 10–22, and a corresponding increase in equity, the entity shall
make no subsequent adjustment to total equity after vesting date. For example,
the entity shall not subsequently reverse the amount recognised for services
received from an employee if the vested equity instruments are later forfeited
or, in the case of share options, the options are not exercised. However, this
requirement does not preclude the entity from recognising a transfer within
equity, i.e. a transfer from one component of equity to another.

1 IFRS 2 §§ 21–23 Anteilsbasierte Vergütung Share-based Payment §§ 21–23 IFRS 2 1
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Wenn der beizulegende Zeitwert der Eigenkapitalinstrumente nicht
verlässlich geschätzt werden kann

24 Die Vorschriften in den Paragraphen 16–23 sind anzuwenden, wenn eine
anteilsbasierte Vergütung unter Bezugnahme auf den beizulegenden Zeitwert
der gewährten Eigenkapitalinstrumente zu bewerten ist. In seltenen Fällen
kann ein Unternehmen nicht in der Lage sein, den beizulegenden Zeitwert
der gewährten Eigenkapitalinstrumente gemäß den Bestimmungen der Para-
graphen 16–22 am Bewertungsstichtag verlässlich zu schätzen. Ausschließlich
in diesen seltenen Fällen hat das Unternehmen stattdessen
(a) die Eigenkapitalinstrumente mit ihrem inneren Wert anzusetzen, und zwar

erstmals zu dem Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen die Güter erhält
oder die Vertragspartei die Dienstleistung erbringt, und anschließend an
jedem Berichtsstichtag sowie am Tag der endgültigen Erfüllung, wobei
etwaige Änderungen des inneren Werts erfolgswirksam zu erfassen sind.
Bei der Gewährung von Aktienoptionen gilt die anteilsbasierte Vergü-
tungsvereinbarung als endgültig erfüllt, wenn die Optionen ausgeübt bzw.
verwirkt werden (z.B. durch Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses)
oder verfallen (z.B. nach Ablauf der Ausübungsfrist);

(b) die erhaltenen Güter oder Dienstleistungen auf Basis der Anzahl der
schließlich ausübbaren oder (falls zutreffend) ausgeübten Eigenkapital-
instrumente anzusetzen. Bei Anwendung dieser Vorschrift auf Aktienoptio-
nen sind beispielsweise die während des Erdienungszeitraums erhaltenen
Güter oder Dienstleistungen gemäß den Paragraphen 14 und 15, mit Aus-
nahme der Bestimmungen in Paragraph 15(b) in Bezug auf das Vorliegen
einer Marktbedingung, zu erfassen. Der Betrag, der für die während des
Erdienungszeitraums erhaltenen Güter oder Dienstleistungen angesetzt
wird, richtet sich nach der Anzahl der erwartungsgemäß ausübbaren Ak-
tienoptionen. Diese Schätzung ist bei Bedarf zu korrigieren, wenn spätere
Informationen darauf hindeuten, dass die erwartete Anzahl der ausübbaren
Aktienoptionen von den bisherigen Schätzungen abweicht. Am Tag der
ersten Ausübungsmöglichkeit ist die Schätzung an die Anzahl der schließ-
lich ausübbaren Eigenkapitalinstrumente anzugleichen. Nach dem Tag der
ersten Ausübungsmöglichkeit ist der für erhaltene Güter oder Dienstleis-
tungen erfasste Betrag zurückzubuchen, wenn die Aktienoptionen später
verwirkt werden oder nach Ablauf der Ausübungsfrist verfallen.

25 Für Unternehmen, die nach Paragraph 24 bilanzieren, sind die Vorschrif-
ten in den Paragraphen 26–29 nicht anzuwenden, da etwaige Änderungen der
Vertragsbedingungen, zu denen die Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden,
bei der in Paragraph 24 beschriebenen Methode des inneren Werts bereits
berücksichtigt werden. Für die Erfüllung gewährter Eigenkapitalinstrumente,
die nach Paragraph 24 bewertet wurden, gilt jedoch:
(a) Tritt die Erfüllung während des Erdienungszeitraums ein, hat das Unterneh-

men die Erfüllung als vorgezogene Ausübungsmöglichkeit zu berücksichti-
gen und daher den Betrag, der ansonsten für die im restlichen Erdienungs-
zeitraum erhaltenen Leistungen erfasst wordenwäre, sofort zu erfassen.

(b) Alle zum Zeitpunkt der Erfüllung geleisteten Zahlungen sind als Rückkauf
von Eigenkapitalinstrumenten, also als Abzug vom Eigenkapital, zu bilan-
zieren. Davon ausgenommen ist der Anteil des gezahlten Betrags, der den

If the fair value of the equity instruments cannot be estimated reliably

24 The requirements in paragraphs 16–23 apply when the entity is required
to measure a share-based payment transaction by reference to the fair value of
the equity instruments granted. In rare cases, the entity may be unable to
estimate reliably the fair value of the equity instruments granted at the
measurement date, in accordance with the requirements in paragraphs 16–22.
In these rare cases only, the entity shall instead:

(a) measure the equity instruments at their intrinsic value, initially at the date
the entity obtains the goods or the counterparty renders service and
subsequently at each end of the reporting period and at the date of final
settlement, with any change in intrinsic value recognised in profit or loss.
For a grant of share options, the share-based payment arrangement is
finally settled when the options are exercised, are forfeited (e.g. upon
cessation of employment) or lapse (e.g. at the end of the option’s life).

(b) recognise the goods or services received based on the number of equity
instruments that ultimately vest or (where applicable) are ultimately exer-
cised. To apply this requirement to share options, for example, the entity
shall recognise the goods or services received during the vesting period, if
any, in accordance with paragraphs 14 and 15, except that the require-
ments in paragraph 15(b) concerning a market condition do not apply.
The amount recognised for goods or services received during the vesting
period shall be based on the number of share options expected to vest.
The entity shall revise that estimate, if necessary, if subsequent information
indicates that the number of share options expected to vest differs from
previous estimates. On vesting date, the entity shall revise the estimate to
equal the number of equity instruments that ultimately vested. After
vesting date, the entity shall reverse the amount recognised for goods or
services received if the share options are later forfeited, or lapse at the end
of the share option’s life.

25 If an entity applies paragraph 24, it is not necessary to apply para-
graphs 26–29, because any modifications to the terms and conditions on
which the equity instruments were granted will be taken into account when
applying the intrinsic value method set out in paragraph 24. However, if an
entity settles a grant of equity instruments to which paragraph 24 has been
applied:
(a) if the settlement occurs during the vesting period, the entity shall account

for the settlement as an acceleration of vesting, and shall therefore recog-
nise immediately the amount that would otherwise have been recognised
for services received over the remainder of the vesting period.

(b) any payment made on settlement shall be accounted for as the repurchase
of equity instruments, i.e. as a deduction from equity, except to the extent
that the payment exceeds the intrinsic value of the equity instruments,
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146 147

beck-shop.de 



am Tag des Rückkaufs ermittelten beizulegenden Zeitwert der rückgekauf-
ten Eigenkapitalinstrumente übersteigt und als Aufwand zu erfassen ist.

Änderungen der Vertragsbedingungen, zu denen die
Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden, einschließlich

Annullierungen und Erfüllungen

26 Es ist denkbar, dass ein Unternehmen die Vertragsbedingungen für die
Gewährung der Eigenkapitalinstrumente ändert. Beispielsweise könnte es den
Ausübungspreis für gewährte Mitarbeiteroptionen senken (also den Options-
preis neu festsetzen), wodurch sich der beizulegende Zeitwert dieser Optionen
erhöht. Die Bestimmungen in den Paragraphen 27–29 für die Bilanzierung
der Auswirkungen solcher Änderungen sind im Kontext anteilsbasierter Ver-
gütungen mit Mitarbeitern formuliert. Sie gelten jedoch auch für anteils-
basierte Vergütungen mit anderen Parteien als Mitarbeitern, die unter Bezug-
nahme auf den beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstru-
mente erfasst werden. Im letzten Fall beziehen sich alle in den
Paragraphen 27–29 enthaltenen Verweise auf den Tag der Gewährung statt-
dessen auf den Tag, an dem das Unternehmen die Güter erhält oder die
Vertragspartei die Dienstleistung erbringt.

27 Die erhaltenen Leistungen sind mindestens mit dem am Tag der Gewäh-
rung ermittelten beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstru-
mente zu erfassen, es sei denn, diese Eigenkapitalinstrumente sind nicht aus-
übbar, weil am Tag der Gewährung eine vereinbarte Ausübungsbedingung
(außer einer Marktbedingung) nicht erfüllt war. Dies gilt unabhängig von
etwaigen Änderungen der Vertragsbedingungen, zu denen die Eigenkapital-
instrumente gewährt wurden, oder einer Annullierung oder Erfüllung der
gewährten Eigenkapitalinstrumente. Außerdem hat ein Unternehmen die
Auswirkungen von Änderungen zu erfassen, die den gesamten beizulegenden
Zeitwert der anteilsbasierten Vergütungsvereinbarung erhöhen oder mit ei-
nem anderen Nutzen für den Mitarbeiter verbunden sind. Leitlinien für die
Anwendung dieser Vorschrift sind in Anhang B zu finden.

281) Bei einer Annullierung (ausgenommen einer Annullierung durch Ver-
wirkung, weil die Ausübungsbedingungen nicht erfüllt wurden) oder Erfül-
lung gewährter Eigenkapitalinstrumente während des Erdienungszeitraums
gilt Folgendes:
(a) Das Unternehmen hat die Annullierung oder Erfüllung als vorgezogene

Ausübungsmöglichkeit zu behandeln und daher den Betrag, der ansonsten
für die im restlichen Erdienungszeitraum erhaltenen Leistungen erfasst
worden wäre, sofort zu erfassen.

(b) Alle Zahlungen, die zum Zeitpunkt der Annullierung oder Erfüllung an
den Mitarbeiter geleistet werden, sind als Rückkauf eines Eigenkapital-
anteils, also als Abzug vom Eigenkapital, zu bilanzieren. Davon ausgenom-
men ist der Anteil des gezahlten Betrags, der den am Tag des Rückkaufs
ermittelten beizulegenden Zeitwert der rückgekauften Eigenkapitalinstru-
mente übersteigt und als Aufwand zu erfassen ist. Enthält eine anteils-

measured at the repurchase date. Any such excess shall be recognised as an
expense.

Modifications to the terms and conditions on which
equity instruments were granted, including cancellations

and settlements

26 An entity might modify the terms and conditions on which the equity
instruments were granted. For example, it might reduce the exercise price of
options granted to employees (i.e. reprice the options), which increases the fair
value of those options. The requirements in paragraphs 27–29 to account for
the effects of modifications are expressed in the context of share-based
payment transactions with employees. However, the requirements shall also be
applied to share-based payment transactions with parties other than employees
that are measured by reference to the fair value of the equity instruments
granted. In the latter case, any references in paragraphs 27–29 to grant date
shall instead refer to the date the entity obtains the goods or the counterparty
renders service.

27 The entity shall recognise, as a minimum, the services received measured
at the grant date fair value of the equity instruments granted, unless those
equity instruments do not vest because of failure to satisfy a vesting condition
(other than a market condition) that was specified at grant date. This applies
irrespective of any modifications to the terms and conditions on which the
equity instruments were granted, or a cancellation or settlement of that grant
of equity instruments. In addition, the entity shall recognise the effects of
modifications that increase the total fair value of the share-based payment
arrangement or are otherwise beneficial to the employee. Guidance on app-
lying this requirement is given in Appendix B.

281) If a grant of equity instruments is cancelled or settled during the vesting
period (other than a grant cancelled by forfeiture when the vesting conditions
are not satisfied) . . .

(a) the entity shall account for the cancellation or settlement as an accelerati-
on of vesting, and shall therefore recognise immediately the amount that
otherwise would have been recognised for services received over the
remainder of the vesting period.

(b) . . . Any such excess shall be recognised as an expense. However, if the
share-based payment arrangement included liability components, the enti-
ty shall remeasure the fair value of the liability at the date of cancellation
or settlement. Any payment made to settle the liability component shall
be accounted for as an extinguishment of the liability.
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basierte Vergütungsvereinbarung jedoch Schuldkomponenten, so ist der
beizulegende Zeitwert der Schuld am Tag der Annullierung oder Erfül-
lung neu zu bewerten. Alle Zahlungen, die zur Erfüllung der Schuld-
komponente geleistet werden, sind als eine Tilgung der Schuld zu bilan-
zieren.

(c) Wenn einem Arbeitnehmer neue Eigenkapitalinstrumente gewährt wer-
den und das Unternehmen am Tag der Gewährung dieser neuen Eigen-
kapitalinstrumente angibt, dass die neuen Eigenkapitalinstrumente als Er-
satz für die annullierten Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden, sind
die als Ersatz gewährten Eigenkapitalinstrumente auf gleiche Weise wie
eine Änderung der ursprünglich gewährten Eigenkapitalinstrumente in
Übereinstimmung mit Paragraph 27 und den Leitlinien in Anhang B zu
bilanzieren. Der gewährte zusätzliche beizulegende Zeitwert entspricht
der Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der als Ersatz be-
stimmten Eigenkapitalinstrumente und dem beizulegenden Nettozeitwert
der annullierten Eigenkapitalinstrumente am Tag, an dem die Ersatzinstru-
mente gewährt wurden. Der beizulegende Nettozeitwert der annullierten
Eigenkapitalinstrumente ergibt sich aus ihrem beizulegenden Zeitwert
unmittelbar vor der Annullierung, abzüglich des Betrags einer etwaigen
Zahlung, die zum Zeitpunkt der Annullierung der Eigenkapitalinstru-
mente an den Mitarbeiter geleistet wurde und die gemäß (b) oben als
Abzug vom Eigenkapital zu bilanzieren ist. Neue Eigenkapitalinstrumente,
die nach Angabe des Unternehmens nicht als Ersatz für die annullierten
Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden, sind als neue gewährte Eigen-
kapitalinstrumente zu bilanzieren.

28A1) Wenn ein Unternehmen oder eine Vertragspartei wählen kann, ob es
bzw. sie eine Nicht-Ausübungsbedingung erfüllen will, und das Unternehmen
oder die Vertragspartei es unterlässt, die Nicht-Ausübungsbedingung während
des Erdienungszeitraums zu erfüllen, so ist dies als eine Annullierung zu
behandeln.

29 Beim Rückkauf von ausgeübten Eigenkapitalinstrumenten sind die an den
Mitarbeiter geleisteten Zahlungen als Abzug vom Eigenkapital zu bilanzieren.
Davon ausgenommen ist der Anteil des gezahlten Betrags, der den am Tag des
Rückkaufs ermittelten beizulegenden Zeitwert der rückgekauften Eigenkapi-
talinstrumente übersteigt und als Aufwand zu erfassen ist.

Anteilsbasierte Vergütungen mit Barausgleich

30 Bei anteilsbasierten Vergütungen, die in bar abgegolten werden,
sind die erworbenen Güter oder Dienstleistungen und die entstandene
Schuld mit dem beizulegenden Zeitwert der Schuld zu erfassen. Bis
zur Begleichung der Schuld ist der beizulegende Zeitwert der Schuld
zu jedem Berichtsstichtag und am Erfüllungstag neu zu bestimmen
und sind alle Änderungen des beizulegenden Zeitwerts erfolgswirk-
sam zu erfassen.

(c) if new equity instruments are granted to the employee and, on the date
when those new equity instruments are granted, the entity identifies the
new equity instruments granted as replacement equity instruments for the
cancelled equity instruments, the entity shall account for the granting of
replacement equity instruments in the same way as a modification of the
original grant of equity instruments, in accordance with paragraph 27 and
the guidance in Appendix B. The incremental fair value granted is the
difference between the fair value of the replacement equity instruments
and the net fair value of the cancelled equity instruments, at the date the
replacement equity instruments are granted. The net fair value of the
cancelled equity instruments is their fair value, immediately before the
cancellation, less the amount of any payment made to the employee on
cancellation of the equity instruments that is accounted for as a deduction
from equity in accordance with (b) above. If the entity does not identify
new equity instruments granted as replacement equity instruments for the
cancelled equity instruments, the entity shall account for those new equity
instruments as a new grant of equity instruments.

28A1) If an entity or counterparty can choose whether to meet a non-vesting
condition, the entity shall treat the entity’s or counterparty’s failure to meet
that non-vesting condition during the vesting period as a cancellation.

29 If an entity repurchases vested equity instruments, the payment made to
the employee shall be accounted for as a deduction from equity, except to the
extent that the payment exceeds the fair value of the equity instruments
repurchased, measured at the repurchase date. Any such excess shall be recog-
nised as an expense.

Cash-settled share-based payment transactions

30 For cash-settled share-based payment transactions, the entity shall
measure the goods or services acquired and the liability incurred at
the fair value of the liability. Until the liability is settled, the entity
shall remeasure the fair value of the liability at each end of the repor-
ting period and at the date of settlement, with any changes in fair
value recognised in profit or loss for the period.
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31 Ein Unternehmen könnte seinen Mitarbeitern z.B. als Teil ihres Vergü-
tungspakets Wertsteigerungsrechte gewähren, mit denen sie einen Anspruch
auf eine künftige Barvergütung (anstelle eines Eigenkapitalinstruments) erwer-
ben, die an den Kursanstieg der Aktien dieses Unternehmens gegenüber
einem bestimmten Basiskurs über einen bestimmten Zeitraum gekoppelt ist.
Eine andere Möglichkeit der Gewährung eines Anspruchs auf den Erhalt einer
künftigen Barvergütung besteht darin, den Mitarbeitern ein Bezugsrecht auf
Aktien (einschließlich zum Zeitpunkt der Ausübung der Aktienoptionen aus-
zugebender Aktien) einzuräumen, die entweder rückkaufpflichtig sind (bei-
spielsweise bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses) oder nach Wahl
des Mitarbeiters eingelöst werden können.

32 Das Unternehmen hat zu dem Zeitpunkt, zu dem die Mitarbeiter ihre
Leistung erbringen, die erhaltenen Leistungen und gleichzeitig eine Schuld
zur Abgeltung dieser Leistungen zu erfassen. Einige Wertsteigerungsrechte
sind beispielsweise sofort ausübbar, so dass der Mitarbeiter nicht an die Ableis-
tung einer bestimmten Dienstzeit gebunden ist, bevor er einen Anspruch auf
die Barvergütung erwirbt. Sofern kein gegenteiliger substanzieller Hinweis
vorliegt, ist zu unterstellen, dass die von den Mitarbeitern als Entgelt für die
Wertsteigerungsrechte zu erbringenden Leistungen erhalten wurden. Dem-
entsprechend hat das Unternehmen die erhaltenen Leistungen und die daraus
entstehende Schuld sofort zu erfassen. Ist die Ausübung der Wertsteigerungs-
rechte von der Ableistung einer bestimmten Dienstzeit abhängig, sind die
erhaltenen Leistungen und die daraus entstehende Schuld zu dem Zeitpunkt
zu erfassen, zu dem die Leistungen von den Mitarbeitern während dieses
Zeitraums erbracht wurden.

33 Die Schuld ist bei der erstmaligen Erfassung und zu jedem Berichtsstichtag
bis zu ihrer Begleichung mit dem beizulegenden Zeitwert der Wertsteige-
rungsrechte anzusetzen. Hierzu ist ein Optionspreismodell anzuwenden, das
die Vertragsbedingungen, zu denen die Wertsteigerungsrechte gewährt wur-
den, und den Umfang der bisher von den Mitarbeitern abgeleisteten Dienst-
zeit berücksichtigt.

Anteilsbasierte Vergütungen mit wahlweisem Barausgleich oder
Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente

34 Bei anteilsbasierten Vergütungen, bei denen das Unternehmen
oder die Gegenpartei vertraglich die Wahl haben, ob die Transaktion
in bar (oder in anderen Vermögenswerten) oder durch die Ausgabe
von Eigenkapitalinstrumenten abgegolten wird, ist die Transaktion
bzw. sind deren Bestandteile als anteilsbasierte Vergütung mit Baraus-
gleich zu bilanzieren, sofern und soweit für das Unternehmen eine
Verpflichtung zum Ausgleich in bar oder in anderen Vermögenswer-
ten besteht, bzw. als anteilsbasierte Vergütung mit Ausgleich durch
Eigenkapitalinstrumente, sofern und soweit keine solche Verpflich-
tung vorliegt.

31 For example, an entity might grant share appreciation rights to employees
as part of their remuneration package, whereby the employees will become
entitled to a future cash payment (rather than an equity instrument), based on
the increase in the entity’s share price from a specified level over a specified
period of time. Or an entity might grant to its employees a right to receive a
future cash payment by granting to them a right to shares (including shares to
be issued upon the exercise of share options) that are redeemable, either
mandatorily (e.g. upon cessation of employment) or at the employee’s option.

32 The entity shall recognise the services received, and a liability to pay for
those services, as the employees render service. For example, some share
appreciation rights vest immediately, and the employees are therefore not
required to complete a specified period of service to become entitled to the
cash payment. In the absence of evidence to the contrary, the entity shall
presume that the services rendered by the employees in exchange for the share
appreciation rights have been received. Thus, the entity shall recognise imme-
diately the services received and a liability to pay for them. If the share
appreciation rights do not vest until the employees have completed a specified
period of service, the entity shall recognise the services received, and a liability
to pay for them, as the employees render service during that period.

33 The liability shall be measured, initially and at each end of the reporting
period until settled, at the fair value of the share appreciation rights, by
applying an option pricing model, taking into account the terms and conditi-
ons on which the share appreciation rights were granted, and the extent to
which the employees have rendered service to date.

Share-based payment transactions with cash alternatives

34 For share-based payment transactions in which the terms of the
arrangement provide either the entity or the counterparty with the
choice of whether the entity settles the transaction in cash (or other
assets) or by issuing equity instruments, the entity shall account for
that transaction, or the components of that transaction, as a cash-
settled share-based payment transaction if, and to the extent that, the
entity has incurred a liability to settle in cash or other assets, or as an
equity-settled share-based payment transaction if, and to the extent
that, no such liability has been incurred.
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